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Joachim Bischoff im Gespräch über die möglichen Folgen eines »Grexit« 

»Ein Grexit würde die humanitäre Krise
zuspitzen«
Von  Peter Nowak

Der 1944 geborene Publizist und Soziologe Joachim Bischoff ist Mitherausgeber
der Zeitschrift Sozialismus und Autor im VSA- Verlag. Die Jungle World sprach
mit ihm über die griechische Finanzkrise und das Szenario des sogenannten
Grexit, eines Ausstiegs Griechenlands aus der Euro-Zone.

Mittlerweile sorgt die Griechenland-Pleite für Satire. Hat das Thema durch die ständigen
Drohungen seine Gefahr verloren?
Die Medien haben einen großen Anteil daran, dass in der Berliner Republik eine Mischung
aus Ressentiments gegenüber dem griechischen Volk und erheblichem Desinteresse an
den Folgen einer möglichen Insolvenz des griechischen Staates existiert. Gleichwohl hat
selbst die Kampagne der Bild-Zeitung gegen weitere Zahlungen man Griechenland keinen
durchschlagenden Erfolg gehabt. In der letzten Emnid-Umfrage – kurz vor der finalen
Entscheidung im griechischen Drama – sprechen sich 67 Prozent für einen weiteren
Verbleib Griechenlands in der Eurozone aus. Nur 27 Prozent der Deutschen sind dagegen
und wollen lieber einen »Grexit«. Allerdings: Über den Kurs zur Euro-Rettung herrscht
große Unsicherheit. So bestehen 41 Prozent der Deutschen darauf, dass Griechenland
sämtliche vereinbarten Forderungen erfüllt. Immerhin 33 Prozent der Befragten können
sich aber auch vorstellen, den Wünschen Athens ein Stück weit entgegenzukommen.
Einen weiteren Schuldenschnitt befürworten nur 19 Prozent der Deutschen.
Wie sind diese widersprüchlichen Zahlen zu erklären?
Die Unsicherheit geht meines Erachtens entscheidend darauf zurück, dass trotz häufiger
Berichterstattung die Zusammenhänge und Hintergründe nicht aufklärend präsentiert
worden sind. Die griechische Ökonomie ist seit der großen Krise von 2008 um 26 Prozent
geschrumpft. Es ist absurd, für die derzeitige Rezession die linke Koalitionsregierung von
Syriza verantwortlich zu machen. Seit dem letzten Quartal 2014 schrumpft die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erneut. Bekanntlich fand der Wechsel zu einer Anti-
Troika-Politik erst Ende Januar 2015 statt. Die mögliche Pleite des griechischen Staates hat
für die europäischen und politischen Eliten ihren Schrecken verloren, weil die Verflechtung
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der griechischen Ökonomie in die europäische Wirtschaft gering ist. Mittlerweile haben die
privaten Investoren und Banken ihr Engagement in Griechenland stark zurückgefahren.
Die Wertverluste einer möglichen Insolvenz tragen im Wesentlichen öffentliche Gläubiger.
Die Verluste von rund 80 Miliarden Euro für Deutschland gehen zu Lasten der
Steuerzahler.
Über den »Grexit« diskutieren nicht nur Neoliberale, sondern auch Linke kontrovers. Wäre
der Ausstieg aus dem Euro für die griechische Regierung ein Befreiungsschlag?
Die griechische Regierung und eine große Mehrheit der Wahlbevölkerung sieht in einem
Hinausdrängen des Landes aus der Euro- Zone eine schwere politische Niederlage mit
gefährlichen Folgewirkungen. Eine repräsentative Befragung von Anfang Juni besagt, dass
sich 74 Prozent der Befragten für den Verbleib in der Euro- Zone aussprechen, nur
18 Prozent würden lieber zur griechischen Drachme zurückkehren. Für die Griechen würde
mit einem Hinausdrängen aus der Euro- Zone eine erneute schwere sozio-ökonomische
Anpassungsphase einsetzen. Mit Sicherheit würde sich der wirtschaftliche
Schrumpfungsprozess verschärfen. Der Zusammenbruch des Gesundheitssystems zeigt,
dass die Rückwirkungen der gebeutelten Wirtschaft auf andere Bereiche der Gesellschaft
erhebliche negative Folgen hätten. Außerdem werden die Probleme der Bewältigung der
Fluchtbewegung für Griechenland noch drückender. Und die geopolitische Konstellation
des Nato-Mitglieds Griechenland gegenüber der Türkei und den gescheiterten Staaten in
Nahost wirft weitere Probleme auf.
Die Wirtschaftskolumnistin Ulrike Herrmann stellte in der Taz die These auf, dass es
Griechenland mit der Drachme nach anfänglichen Schwierigkeiten sogar besser gehen
könnte als jetzt. Teilen Sie diese Einschätzung?
Die Argumente für eine ökonomisch-politische Rekonstruktion Griechenlands nach einer
erneuten Durststrecke sind nicht überzeugend. Alle Befürworter einer Rückkehr
Griechenlands zu einer eigenen Währung und einem nationalstaatlich geprägten
Wirtschaftsraum gehen davon aus, dass zunächst eine deutliche Abwertung der Drachme
von 20 bis 30 Prozent zu verarbeiten wäre. Auch abgesehen von den komplizierten
Umschuldungsprozeduren müssten viele Wirtschaftsabkommen neu justiert werden. Ein
möglicher Vorteil ist die zügige Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit im Tourismus.
Griechenland könnte einen noch größeren Anteil im Bereich touristischer Dienstleistungen
zu Lasten der Türkei, Spaniens und Italiens gewinnen. Aber da kaum mehr ein relevanter
Exportsektor in der griechischen Wirtschaft existiert, wären die Folgen einer Abwertung
auf längere Zeit negativ. Im Grundsatz sehen auch viele Befürworter eines Grexit die
eintretende Notlage; da sich die humanitäre Krise zuspitzen würde, müsste Griechenland
auf längere Zeit aus dem europäischen Raum unterstützt werden, ohne, dass diese Hilfe
zu einer wirtschaftlichen Rekonstruktion und einer selbsttragenden Ökonomie führte.
Zu den Vorschlägen, wie ein Grexit verhindert werden könnte, zählt auch die Einführung
eines digitalen Euro. Sehen Sie hierin eine Alternative?
Das Kernproblem in Griechenland ist nicht die Verbesserung des Geld- und Kreditsystems,
sondern wie der Schrumpfungsprozess in der Realökonomie beendet werden kann und wie
über die Erneuerung des öffentlichen und privatkapitalistischen Kapitalstocks eine
Erholung eines sozialökologisch geprägten Wachstums eingeleitet werden kann.
Der linke Flügel von Syriza schlägt eine härtere Haltung gegenüber der Gläubigerländern
und Institutionen und die Verstaatlichung der Banken vor. Die Kommunistische Partei
Griechenlands will gar einen totalen Bruch mit EU und den Troika-Institutionen aus EZB,



EU-Kommission und Internationalem Währungsfonds (IWF). Wären solche Vorschläge prak
tikabel?
Keine Frage, ein Bruch mit dem europäischen Binnenmarkt, ein Austritt aus der Euro -Zone
und mindestens eine Aussetzung der Mitgliedschaft in der Nato könnten durch
verschiedene Maßnahmen eingeleitet werden. Seit der Regierungsübernahme Ende Januar
2015 wird der Wirtschaftskreislauf in Griechenland wesentlich durch Notkredite seitens der
europäischen Zentralbank EZB gewährleistet. Das Volumen dieser Kredite beträgt aktuell
über 80 Milliarden Euro. Im selben Zeitraum musste das griechische Bankensystem einen
Abzug von Einlagen in der Größenordnung von 30 bis 40 Milliarden Euro hinnehmen. Die
häufig geforderte Gegenmaßnahme ist die Einführung von Kapitalverkehrskontrollen wie
zuletzt in Zypern. Mit Kapitalverkehrskontrollen, deren Ausgestaltung und Durchführung
die EZB nicht zustimmt, wäre der Ausstieg aus dem Währungs- und Kreditsystem eröffnet.
Die Mehrheitsströmung in Syriza will eine solche Politikentwicklung nicht. Die Chance von
Griechenland besteht in einer Investitionsoffensive und einer wirtschaftlichen
Rekonstruktion im europäischen Verbund. Ein solcher Politikwechsel eröffnete auch für
andere Krisenländer entsprechende Alternativen und könnte für den europäischen
Verbund insgesamt eine andere Entwicklung einleiten.
In Island hatte eine bürgerliche Regierung auf Druck der Bevölkerung die Rückzahlung von
immensen Schulden eingestellt, das Land wurde nicht isoliert. Warum klappte dort ein
Schuldenschnitt und in Griechenland bisher nicht?
In der Tat hat Island eine bemerkenswert andere und positive Entwicklung zur
Bewältigung der Folgen der großen Finanz- und Wirtschaftskrise eingeleitet. Das
Verhältnis von Realökonomie und privatem sowie öffentlichem Finanzüberbau in Island ist
nicht mit der Konstellation in Griechenland zu vergleichen. Griechenland schultert eine
große Schuldenlast, aber der seit Jahren anhaltende Abwärtstrend der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit liegt nicht an etwaigen unerträglichen Zinslasten oder
Schuldentilgungen. Hätte Griechenland im Jahr 2014, wie von der konservativ-
sozialdemokratischen Regierung und den Troika-Institutionen erhofft und prognostiziert,
endlich ein positives Wirtschaftswachstum erreicht, wären sämtliche Tilgungen und
Zinszahlungen problemlos möglich geworden. Griechenland muss aus dem
Schrumpfungsmodus heraus. Für 2015 droht erneut bestenfalls eine Stagnation des
Wachstums. Bei einem grundsätzlich möglichen Wachstum von zweieinhalb Prozent – nach
einer Periode der Schrumpfung um 26 Prozent – ist, da stimme ich dem griechischen
Finanzminister Varoufakis zu, die Schuldentragfähigkeit ein sekundäres Problem.
Zeigt die monatelange Hängepartie um Griechenland nicht auch, dass selbst eine moderat
reformerische Politik, wie sie die jetzige Regierung vorschlägt, zurzeit keine Chance auf
Umsetzung in der EU hat?
Die Macht der neoliberalen Eliten in Wirtschaft und Politik wird uns durch den Kampf um
die wirtschaftlich-finanzielle Strangulation Griechenlands vor Augen geführt. Die
griechische Linksregierung verdeutlicht, wie schwer ein Politikwechsel – ein Bruch mit der
neoliberalen Konzeption – umzusetzen ist. Aber auch die Krisenländer Portugal und
Spanien leiden sehr unter der Austeritätspolitik. Frankreich und Italien hatten ebenfalls
versucht, einen Freiraum für verstärkte gesellschaftliche Investitionen zu erhalten. Man
streitet also in nationalstaatlich unterschiedlichen Konstellationen für einen Bruch mit der
neoliberalen Sanierungspolitik, die bestenfalls eine säkulare Stagnation mit mehr oder
minder regelmäßigen Krisenprozessen von Vermögenspreisblasen beschert.



Ist die Forderung nach der Schuldenbefreiung eines Landes nicht genauso illusorisch wie
eine Forderung nach Sozialismus?
Die Überschuldung vieler kapitalistischer Länder ist eine Tatsache. Die schwächelnde, teils
krisenhafte Akkumulation des Kapitals ist in den letzten Jahrzehnten durch eine Expansion
des Kredits überlagert worden. Es geht nicht vorrangig um Schuldenbefreiung. Schulden
sind akkumulierte Ansprüche auf künftig erst noch zu produzierenden gesellschaftlichen
Reichtum. Die Verteilungsverhältnisse sind stark verzerrt. Selbst die OECD und der IWF
sowie andere Organisationen der kapitalistischen Länder sehen heute, dass wachsende
soziale Spaltungen zu einer Blockade oder einem Hindernis für die Kapitalakkumulation
und das gesellschaftliche Wachstum geworden sind. Die Auseinandersetzung dreht sich
also um die gesellschaftliche Ökonomie und deren Verteilungsverhältnis.
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